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zu S'lo2/J 

Die Abgeordneten Dr. Khol und Kollegen haben an mich am 13. Okto
ber 1993 die schriftliche Anfrage, Nr. 5402/J-NR/93} betreffend 
"den durch den VOllzug des Aufenthaltsgesetzes fUr die österrei

chischen Vertretungsbehörden im Ausland anfallenden zusätzlichen 
Arbeitsanfall" mit folgendem Wortlaut gerichtet: 

"1) Wie viele Anträge auf Erhalt einer Aufenthaltsgenehmigung 

wurden seit 1. Juli 1993 bei österreichischen Vertretungsbe

hörden im AusLand gestellt? 

2) Wie verteilen sich diese Anträge} soweit sie die monatLiche 

Zahl von 20 Uberschritten haben, a~f die.einzeLnen Vertre

tungsbehörden? 

3) In wie vieLen Fällen wurde an österreichische Vertretungsbe

hörden im AusLand das Ersuchen gerichtet} fUr die Entschei
dung Uber eine AufenthaLtsgenehmigung Erhebungen durchzufUh

ren? 
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4) Beabsichtigen Siel im Gegenzug zu jenen PersonaLeinsparun
gen l die Sie bei den fremdenpolizeilichen Behörden erzielen l 

Dienstposten des Innenministeriums für die Bear.beitung des 

mit dem Aufenthaltsgesetz verbundenen zusätzLichen Arbeitsan
falls den am meisten betroffenen österreichischen Vertre

tungsbehörden im Ausland zur Verfügung zu stellen? 

S) Wie hoch schätzen Sie auf Grund der nun gesammeLten Erfah

rungswerte den zusätzLichen Personalbedarf zur Bearbeitung 

der Aufenthaltsanträge an den österreichischen Vertretungsbe
hörden im Ausland ein?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Fragen 1,2 und 3: 

Diese Frage wurde wortgleich in der Anfrage Nr. 5400/J J Frage 1} 

an den Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gestellt. Da 
diese Frage vor aLLem den konkreten VoLlzug bei den Vertretungsbe
hörden betriff t l und vom Bundesministerium für Auswärtige AngeLe
genheiten dazu eine weltweite Erhebung in die Wege geleitet wur

de} wird auf die Beantwortung zur Anfrage Nr. 5400/J verwiesen. 

Zu Frage 4: 

Bei den Fremdenpolizeibehörden gibt es keine "Personaleinsparun

gen"} da aufgrund des WegfaLLs eines TeiLes der Sichtver

merksangelegenheiten nunmehr die seit Jahren in den Hintergrund 

getretene Tätigkeit der verstärkten Kontrolle iLlegaLer Einrei

sen l der konzentrierten VerfoLgung iLLegaler Schleppertätigkeit} 
der KontroLle iLLegaler Massenquartiere und der HiLfeLeistung im 

Zusammenhang mit iLLegaLer Ausländerbeschäftigung jener Stellen
wert eingeräumt werden kann} der im Interesse der Gesamtreform 

5249/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



,. - - .-

- 3 -

des Fremdenwesens notwendig ist. Im Zusammenhang mit den Vorberei

tungen für das Budget 1994 wurden aber PlansteLLen für den PLan

stellenbereich des Bundesministeriums für auswärtige Angelegen

heiten zusätzLich vorgesehen} um die in Rede stehenden Aufgaben 

bewäLtigen zu k~nnen. Eine HZurverfügungstelLung" von PLansteLLen 

erübrigt sich daher im HinbLick auf diese vorgangsweise bei der 

Budgeterstellung. 

Zu Frage 5: 

Da es sich in diesem Zusammenhang um eine Frage der inneren Orga

nisation des Ressortbereichs des Bundesministeriums für auswärti

ge AngeLegenheiten handelt} ist mir eine Beantwortung nicht mög

Lich. 
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